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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 11/7998 - 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 26. Oktober 1989 zum 
Abkommen vom 27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Schweden über Soziale Sicherheit und zu der Zusatz-
vereinbarung vom 26. Oktober 1989 zur Vereinbarung vom 23. Februar 1978 
zur Durchführung des Abkommens sowie zur Ergänzung des Gesetzes 
vom 2. September 1980 zu dem Abkommen vom 23. April 1979 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Finnland über Soziale Sicherheit 

A. Problem 

Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung sollen das gel-
tende Abkommenswerk zwischenzeitlich gemachten Erfahrungen 
sowie Änderungen des deutschen und schwedischen Rechts der 
sozialen Sicherheit anpassen. Dies dient dem sozialen Schutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen insbesondere für den Fall, daß 
sie sich im anderen Staat aufhalten. Außerdem soll der Kranken-
versicherungsschutz Versicherter der deutschen gesetzlichen 
Krankenversicherung in Schweden und Finnland erweitert wer-
den. 

B. Lösung 

Zustimmung zu dem Gesetzentwurf 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 
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D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für den Bund erge-
ben sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Auswirkungen 
im Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen Ren-
tenversicherung. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 11/7998 — mit der Maßgabe 
anzunehmen, daß Artikel 4 entfällt. 

Bonn, den 10. Oktober 1990 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Egert 

Vorsitzender 

Dr. Thomae 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Thomae 

I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf in 
seiner 229. Sitzung am 5. Oktober 1990 in erster Le-
sung beraten und dem Ausschuß für Arbeit und Sozial-
ordnung zur federführenden Beratung überwiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
Beratung des Gesetzentwurfs in seiner 139. Sitzung am 
10. Oktober 1990 aufgenommen und mit der einstimmi-
gen Zustimmung abgeschlossen. 

II. 

Die Übereinkünfte beruhen auf der Grundlage der 
Gegenseitigkeit und Gleichbehandlung der beider-
seitigen Staatsangehörigen. Entsprechend den zwi-
schenzeitlich veränderten Erfordernissen werden 
Rechte und Pflichten von Einwohnern und Erwerbstä-
tigen in den Vertragsstaaten in bezug auf die Kran-
ken-, Renten- und Unfa llversicherung neu geregelt. 
In eingeschränktem Umfang, insbesondere zum Aus-
schluß von Doppelleistungen, werden auch die Vor-
schriften über Kindergeld, Erziehungsgeld und den 
Unterhaltsvorschuß in die Regelungen des Abkom

-

mens einbezogen. Der Gesetzentwurf enthält zusätz-
liche krankenversicherungsrechtliche Regelungen. 

III.  

Mit Befriedigung nahm der Ausschuß zur Kenntnis, 
daß durch die Artikel 2 und 3 des Vertragsgesetzes im 
Verhältnis zum Königreich Schweden und zur Repu-
blik Finnland der Rechtszustand aufrechterhalten 
wird, wie er vor Inkrafttreten des Gesundheits-Re-
formgesetzes zum 1. Januar 1989 gegeben war. Der 
Ausschuß begrüßte das Zusatzabkommen und die Zu-
satzvereinbarung, wobei hervorgehoben wurde, daß 
dadurch Nachteile bei der Zahlung des Kinderzu-
schusses zur deutschen Rente bei Zusammentreffen 
mit einer schwedischen Rente entsprechend einem 
vom Deutschen Bundestag am 3. Oktober 1985 zu ei-
ner Petition gefaßten Beschluß (Drucksache 10/3939) 
ausgeschlossen würden. Weiter begrüßte der Aus-
schuß die Verbesserungen für den Erwerb einer 
schwedischen Volksrente durch deutsche Staatsange-
hörige, insbesondere deutsche Seeleute, die auf 
schwedischen Seeschiffen beschäftigt waren. 

Der Ausschuß stimmte einstimmig dem Änderungs-
antrag zu, Artikel 4 (Berlin-Klausel) zu streichen, da 
der Sonderstatus von Berlin nunmehr aufgehoben 
ist. 

Bonn, den 10. Oktober 1990 

Dr. Thomae 

Berichterstatter 


